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Verkündet am
13„ August 1964

I m H a m e n d e s V o l k e s

In Sachen

Klägerin und Revisionsklägerin,

g e g e n

Beklagte und Revisionsbeklagte‚

hat der 6„ Senat des Eundessozialgerichts

.auf die mündliche Verhandlung vom 13„ August 196/„

'an der mitgewirkt haben

Eundesrichter Dr[) L a n g k e i t
als Vorsitzender?

Bundesrichtcr Dr° R o t t m a n n und

Bundesrichter Dr„ K a i s e r
als weitere Berufsrichtery

un essoaia i acc r° @ s n uB d ” lr cl*>r D B o l e nd

Bundessozialrichter N e l d n e r
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des
Lendessozialgerichts Niede sachsen vom 70 März 1962

wird zurückgewiesen„

Aussergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatteno

Von Rechts wegeno
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Die Klägerin hatte mit dem Verband der Ortskrankenkassén

(LVOKK) für die Länder Niedersachsen und Brenen am
13„ Iovember 1951 eine Vereinbarung über die Höhe der

ihr zu zahlenden Gesamtvergütung geschlossen; in der

Vereinbarung wer festgestellt worden, dass mit der

Allgereinen Ortskrenkenkasse (AOK) Wilhelmshaven eine
besondere Abmechung zu treffen sei, weil die AOK kassen—

eigene Zehnkliniken unterhält. Am 6. März 1952 war
hierauf zwischen der Klägerin und der Beklagten ein

entsprechender Vertrag zustände gekommeno Auf Klage

ven zwei in Wilhelmshaven niedergelassenen Kassenzahn—

ärzten hatte des Sozialgericht (SG) Hannover mit Urteil

von 15° Juni 1955 festgestellt, dass die Verträge vom

13° November 1951 und 60 März 1952 insoweit reehtsun—

wirksam seien9 als hierin die von der AOK zu zahlende
Gesamtvergütung "auf Pausehalbesis“ beruhe; nach @ 10

Abs° 5 der Vertregsordnung für Kassenzahnärzte und

Kassendentisten (Vertr.02) vom 27. August 1935
(BGBl. I S„ 1112) sei die Berechnung der Vergütung
auf Iauschalbasis nicht zulässig, weil die AOK kassen—

eigene Zehnkliniken betreibe; nach dieser Bestimmung

sei nur die Vergütung nach Einzelleistungen zulässig„

Die Klage war gegen die Kassenzahnärztliehe Vereinigung

(KZV) Niedersachsen — die jetzige Klägerin — gerichtet

gewesen° Des SG hatte die AOK Wilhelmshaven — die

jetzige Beklagte — beigeladena Die Berufung der AOK

gegen das Urteil des SG vom 15° Juni 1955 ist ohne
Erfolg geblieben (Urteil des Landessozialgerichts

—LSG—Niedersachsen vom 300 April 1956)0 Ihre Revision

ist vom Bundessozialgericht (BSG) durch Beschluss
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„ 3 _

gemäss 9 169 des Sozialgerichtegesetzes (SCG) vom 240 November

1956 verworfen worden„

Die Kl;gerin hat mit dem LVOKK am 51‚ Dezember 1954 einen neuen
Rahmenvertreg und Hit der Beklagten am 14„ März‘195)r einen

neuen gesonderten Vertrag des Inhalts geschlossen, dass vom

1° Januar 1955 an die kassenzahnärztliehen Leistungen nach

£irzelleie tt.rgen — mit Fellkostenbegrenzung — zu vergüten

sind„

Mit 2ahlurgebefehl vcm 300
Dezember

1958 hat
sie von der

Beklagten die Zahlung von Honorarrüekständen von insgesamt

550€66,64 IM aus den Jahren 1955 und 1956 begehrt° Das
Amtsgericht hilhelrshaven hat den Rechtsstreit an das SG

€annever verwieseno Kit gescndcrter Klage zu diesem SG hat

die iligerin 2133t211ch Ioncre zahlur gen für Zeiten vorher

sowie iür die Jahre 1957 und 1958 ve11angt° Naeh Verbindung

dieser beiden Klagen durch das SG hat sie insgesamt die
Nachzahlung ven 429„168?20 DM Honorarrückständen und von

1590807‚81 £M Zinsen bis 51° Dezember 1959‚ ab 10 Januar

1960 Zinsen in Höhe von 1 v‚H° über dem jeweiligen Diskont—

satz gefordert° Die Klägerin ist der Meinung, es sei rechts—
kräftig festgestellt, dass die Belclagte die k esenzahnä rzt—

lichen Leistungen nach Einzelleistungen vergüten müsse;

ihre eingeklegten Hauptforderungen stellten den Unterschied_

zwischen den abgerechneten Einzelleistungen ihrer Mitglie—

der und den von der Beklagten tatsächlich geleisteten

Zahlungen der°

Das SG Hannover hat mit Urteil vom 290 Juni 1960 die für

die Abrechnungszeiträune vom 1„ Juli 1951 bis 51° Dezember

1954 erhobenen Klagansprüche abgewieseno Die hiergegen

eingelegte Berufung, mit der die Beklagte für diese Zeit

eine Kachzahlung von 1120574„96 DM Honorarruekstanden nebst

Zinsen gefordert hatte‚ hat das LSG Niedersachsen mit Urteil

_ 4 _
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vom 7O_März 1962 mit folgender Begründung zurückge—

wiesen: l’‚
.

Des SG habe durch Teilurteil entscheiden können, weil

es sich um einen aus selbständigen Rechtsgrundlagen

hergeleiteten Teilanspruch'handcle; sein Entschluss,

wegen der für die Zeit vom 10 Juli 1951 bis 51° Dezem—

ber 1954 erhobenen Ansprüche durch Teilurteil zu
entscheiden, beruhe darauf, dass die diesen Zeitraum

betreffenden Verträge zwischen den Beteiligten inso—

weit als rechtsunwirksam festgestellt seien, als die

Vergütung der kassenzahnärztlichen Leistungen durch

die A0“ "auf Pauschalbasis" festgelegt sei, Der Fest—

stellungswirlung des Urteils stehe nicht entgegen,

dass die Beklagte in der strittigen Zeit nach einem

Anteil an der Grundlohnsumme, also auf Grund einer

Berechnung gezahlt habe, die im ”rgebnis einer Einzel—
leistungsvergütung mit — erleubter — Fallkosten—

bcgrenzung gleiehkomxe, zumal in den rechtskräftig

gewordenen Urteilen des SG und des LSG ausgeführt

sei, dass das nach der Vertrooz gegebene Verbot der

Pauschalicrung nicht durch Verkoppelung der Pauschal—

vergütung mit der Grundlohnsumme umgangen werden

könne, Damit stehe ausser Frage, dass die Vergütung

seitens der Beklagten für die strittige Zeit nicht

in zulässiger Weise berechnet werden sei() Trotzdem

stehe der Leistungsansprueh der Klägerin für diese

Zeit in seiner ziffernmässigen Höhe nicht fest, denn

@ 10 Abs° 5 Vertr„oz lasse nicht etwa die unbeschränk—
te Vergütung nach Einzelleistungen als alleinigen

Zahlungsmodus zu, er verbiete nur, die Gesamtver—

gütung nach einem Kopfpauschale unter Berücksichti—

gung der durchschnittliehen Mitgliederzahl der

Krankenkasse (KK) zu berechnen„ Es gebe aber noch

_ 5 *
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andere Berechnung:arten° Solche seien auch schon zur Zeit

des Inkr.afttretens der Vertrooz als zulässig angesehen

worden° Der als Anlage VII zum Reichsvertrag für Kassen—.

zer-ii zte vom 500 Septemecr 1935 beigefügte Erlass des

Reichsarbeit sministcrs (RAM) vom 120 April 1939 habe die

Vergütung nach Einzelleistungen mit Fallkostenbegrcnzung

vergeschrieben° Die seinerzeit alsr F%l%kostenbegrenzung

vorgesehenen Deträ.e seien aber durch wirtschaftliche Ent—

wicklung überholt, so dass die Abrechnungs regeln dieses

Erlasscs keinesfalls 1ehr veerwert er seien„ Die Vertrooz

habe — Mc ne 0 wie des hcu tige Kesscnzahnerztrecht — den

Vertregsrw. trern Syielreum für ine Vergütungsvcrcin—

berung gele me der durch ents \rechende Abmechungen_aus—

gefüllt wer den xüsce° In woveit bestehe ein Vertregszwang

der Beteiligten Diese hätten die Einzelgrundlegen für

die Berechnung der Gesentvergütung aber vorliegendcnfells

noch nicht geschaffeno Einigten sie sich hierüber nicht9

müssten zunsichs t die ne ch 5 568 h und i der Reichsver—

sicherungsordnung (RVG) zuständigen Schiedsinstanzen eine
Entscheidung reffen„ Das LSG Niedersachsen habe zwar
im rechtskräftigen Urteil vom 300 April 1956 die Ansicht

vertreten, dass in den Fällen des @ 10 Abs° 5 Vertrooz
ausnahmslos die Vergütung nach der im Reichsvertreg als

Anlage VII vorgesehenen Gebührenordnung, d„h„ nach Ein—

zelleistungen‚ zulässig sei; diese Rechtseuffsssung sei

aber als eine in den Ente cheidungs gründen enthaltene

‘cststcllung der rechtlichen Voraussetzungen des im
Urteilss ruch entsehicdenen St reitverhältnis ses nicht

der Rechtskraft fähigo

Das LSG aat die Revision zugelasseno

Die Kläger in hat ihr Rechtsmittel gegen das Urteil des
Berufungsgerie 1wt im wes ntlichen vie folgt begründet:

Eur die Zeit vom 1„ Juli 1951 bis 310 Dezember 1954,

_5_
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während der die mit der Beklagten abgeschlossenen

Verträge nichtig seien, stünden ihr die von ihr

substzntiiert vorgetragenen, ihrer Höhe nach eindeutig

feststehenden Ansprüche zu„ Nach 5 10 Abs„ 5 Vertroozy

der die Vergütung auf Pausehalbo$is verbiete, sei

nur die Einzelleistungshönorierung ohne Fallkosten—

begrenzung oder sonstige Einschränkungen zulässig,

denn der Sinn dieser Bestimmung sei, das Interesse

der Kch en der Gründung weiterer Zahnkliniken durch

Ausschluss eines für die KKen risikolosen Vergütungs-

systems einzudänneno Das Vergütunges*stcm9 des den

KK€n ein Risiko eufbürde, sei allein das der Bezahlung

nach Einselleistungen ohne irgendwelche Einschränkungeno

Die Anlage VII zum Reichsvertreg für Kassenzahnärzte

sei erst im Jahre 1939 erlassen werdeno Damals seien

die w‘rtschaftliehen Verhältnisse anders gelagert

gewesen als im Jahre 1955, als die VertroOz in Kraft

getreten seio Jene Anlage VII sei indessen nichtig9

weil sie im Widerspruch zum Reichsvertreg stehe und

durch dessen Inhalt nicht gedeckt werde„ Im übrigen

gebe es praktisch nur zwei Vergütungssystcme, nämlich

des nach Einselleistungen ohne Einschränkungen und

des Kopfpeusehale; Ein:elleistungsvergütungen mit

‚Fallkostenbegrenzung sowie Vergütungssystcme9 die

nach einem Fellpauschale berechnet würden oder bei

denen eine Bindung an die Grundlohnsumme bestehe9 kämen

in ihrer praktischen Wirkung einem Kopfpauschale '

gleich° Da somit allein die Vergütung nach Einzel—

leistungen ohne Einschränkungen in Frege komme9

i:soveit die Abrechnungssummen der Klägerin aber

eindeutig seien, stehe der Anspruch der Klägerin

auch ziffernmässig fest; für eine ßnrufung der

Schiedsinstanzen sei unter diesen Umständen kein

Raum„ '
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Die Klägerin hat beantragt,

die Intscheidungen der Vorinstanzen aufzuheben

und die Beklagte zu verurteilen, für den

Abrechnungszeitraum vom 50 Kalenderviertel-

jahr 1951 bis zum 40 Kalendervicrteljahr

1954 Honorerrückständc in Höhe von
1120574996 DM nebst anteiligen Zinsen zu

zahlen, '

hilfsweise die Sache zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das LSG zurück—
zuverweisen‚’ “' '

evtl° hilfsweise den Reehtsstreit‘gemäss

% 114 SGG bis zur Entscheidung des Landes—

echiedsemts Niedersachsen über die zu

zahlende Vergütung auszusetzeno

Die Beklagte hat beantragt,

„ f -_ die Revision zurückzuweiseno

II

Die durch Zulassung statthafte (@ 162 Abs° 1 Nro 1 SGG)
Revision ist nicht begründet°

Streitig ist die Höhe der von der Beklagten an die Klägerin

zu zahlenden Gesamtvcrgütung„ Es handelt sich der Sache

nach um eine Angelegenheit der gemeinsamen Selbstver—

waltung der Kassenzahnärztc und KKen9 so dass der Senat

unter Mitwirkung je eines Bundessozialrichtcrs aus dem
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Kreise der KKen und der Kassenzahnärzte zu entscheiden

hatte (@ 40 Satz 1, @ 33 Satz 2, 5 12 Abs, 5 Satz 1
SGG)„

Das LSG hat die Berufung zu Recht als zulässig enge—
seheno Einer der Berufungsausschliessungsgründc des

5 141 SGG liegt nicht vor, Die kassenzahnfrztliche

Gesantvergütung wird von den KKen an die KZVen jeweils

in vierteljährlichen Abständen geäahlt° Die Berufung

ist auch denn nicht ausgeschlossen, wenn man für

deren Zulässigkeit von den Grundsätzen ausgeht, die

der erkénnende Senat in ständiger Rechtsprechung bei

Streitigkeiten eines Kassenzatnarztes gegen seine KZV

wegen Kürzung seines Honorare anwendet (BSG 11, 102,

108; SozR SGG @ 144 Bl° Da 8 Nr, 21), denn vorliegen—
denfells betrifft der Streit über die Höhe der Gesamt—

vergütung eine Reihe von Abrechnungszeiträumeno

Das Vordergericht hat zutreffend angenommen, dass des

SG in der Sache durch Teilurteil hat entscheiden

können° Der Erlass eines Teilurteils ist im sozial—

gerichtlichen Verfahren zulässig (BSG 7, 3, 6 mit
weiteren Nachweisungen aus Rechtsprechung und Schrift-

turn)o Da die Gesamtvergütung jeweils für 1/4 Jahr
berechnet und gezahlt wird, ist die von der Klägerin

gegen die Beklagte erhobene, mehrere Abrechnungszeit—

räume umfassende Forderung somit eine Gesamtforderung,

die sich aus den Einzelsuxmen der betreffenden Ab—

rechnungsvierteljahre zusammensetzt° Die Vorinstanzen

haben über die Ansgrudhsbcrechtigung der Klägerin

für einen Teil dieser Abrechnungszeit1äumc entschieden,

weil ihrer Ansicht nach insoweit eine Rechtslage gegeben

ist, die sich von der für die restlichen Abrechnungs—

vierteljahre deutlich unterscheidet,

_:9’_
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Lit Recht ist das Berufungsgericht ferner davon ausgegangen‚

dass zwis clen den Beteiligten des vorliegenden Rechtsstreits,

die auch Beteiligte des Vorprozesses gewesen und deshalb

durch die Rechtskraft der hier ergengenen Entscheidungen

gebunden sind (@ 141 Abs„ 1 SGG), allein rechtskräftig

feststeht9 de-ss die zwischen ihnen geschlossenen ibm; chungen

vom 15° November 1951 und 60 Kärz 1952 insoweit rechtsun—

wirkszm sixd9 als die von der Bekla gten zu zahlende Gcs ent—

Vergutung ”auf Feuechalbusis“ festgelegt ist° wie das LSG

zutreffend erkannt hat, ist Streitgegensta nd des vorprozcsscs

nur die lre ge der Rechtsurwirksemlzeit jener Vereinbarungen

gewesen° In Vervaltungsstreiteechen werden Umfang und

‘wirlzungen der Rechts} ruft in manchen Fellen zwar nicht

allein eus der Urteil: forrel erkennbar sein; insoweit

können die Lntscheidungsgründc zu ihrer Erläuterung heran—

gezogen werden (vglo Klinger, Konmcntar zur Verwaltungs—

gerichtsordnung, S„ 459)„ Dies hat das Berufungsgericht

auch nur getan; es hat mit Recht ausgeführt, dass die von

den Gerichten des Vorrrozesses geüusserte Meinung9 die AOK

Wilhelrsheven sei zur Vergütung nach Einzelleistungen ver—
pflichtet, weil sie Zahnklinikcn unterhalte, weder die

Prozessbeteiligten noch die Gerichte bindet‚ weil es sich

hier um eine Rechtsfolgerung aus der rechtskräftig festge—

stellten Rechtsfolgc handelte Ausführungen über solche

rechtliche Folgerungen gehen aber nach allgemeiner Meinung
(vgl° Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen Zivilprozessrechts „
80 Aufl„‚ 80 752) nicht in Rechtskraft übero Das LSG hat

deshalb mit Recht gepruf‘t, ob die Beklagte aus anderen

Gründen als der Feststellungs wirlzung des rechtslzrüftigen

Urteils für die Abrechnungszeitrnumc vor dem 10 Januar

1955 die kassensehnärztlichen Leistungen der Mitglieder
der Klägerin nach Linzelleistungen ohne irgendwelche Ein—

schriinlungen vergütcn muss, denn nur unter dieser Vor—

mu set21ng‚ xenn ul so die Berechnungsart eindeutig fest—

steht, können die von der Klägerin gegen die Beklagte

..'lo..
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erhobenen Ansprüche ziffernmässig eingeklagt werden,

Indessen hat sich das Berufungsgericht — im Ergebnis —
zutreffend auf den Standpunkt gestellt, dass diese

Voraussetzung nicht vorliegt“ ‘

Das Vordergericht hat seiner EntsCheidung @ 10

Abs; 5 Vertrooz zugrunde gelegt. Es hat diese
Bestinrung dahin ausgelegt, dass die Streitbeteiligten
verpflichtet seien, die noch fehlende vertragliche

Grundlage über die Höhe der von der Beklagten an die
Klägerin für die Leistungen ihrer Mitglieder zu

_zahlerde Vergütung zu schaffen, weil diese Bestimmung

keine eindeutige Berechnungsart zum Inhalt habe° Der

Senat hält dieses vom Vordergericht gewonnene Ergebnis

— allerdings aus—anderen Gründen — für zutreffend°

Die am 1„ Oktober 1955 in Kraft getretene vom RAM

erlassene Vertrooz ist bis zum Inkrafttreten des

Gesetzes über Kassenarztrecht (GKAR) vom 170 August

1955 niemals ausdrücklich aufgehoben werden, Es

bedarf vorliegendenfalls keiner Entscheidung, ob sie

durch Art, 4 € 1 Abs° 2 dieses Gesetzes, welches das
Kassenarzt— und Kassenzahnarztrccht umfassend neu

geregelt hat, endgültig unwirksam geworden ist, Weder

das eine noch das andere schliesst zus,dass Teile der

Vettr.02 schon vorher ihre Rechtswirksamkeit verloren

habenkönnen,Die im Kapitel III (55 10ff.) der
Vertr.OZ enthaltenen Bestimmungen über die kasscn—

-zahnfrztliche und kassendentistische Vergütung sind

im Grunde die gesetzliche Nicderlegung dessen, was
die Verbände der Zahnbehandler und KKen bereits in

den Jahren 1921 und 1924 sowie in zentralen Abkommen

in den Jahren 1931 bis 1933 (unter Berücksichtigung
der damaligen allgemeinen wirtschaftlichen Notlage)

vertraglich vereinbart und damit zum Gegenstand

- 11 _'
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 11 „'

_.
’

“
.

ihrer rechtlichen Beziehungen genacht hatten„ In den @@2

und 3 Vertr„Oz ist festgelegt9 dass auch künftig die Rechte—

verhültniss zwischen Zahnbehanc■ lern und KKen weitgehend

durch den Inhalt von hollektivvertréigen9 nämlich durch

Reichs— und Bezir svertrLge‚ zu bestimmen sind„ Der Gesetz—

geber hat im allgeneinen in diese Beziehungen nur dann

gesetzgeberisch eingegrifien, wenn sich die Vertragspartner

nicht geeinigt haben, eine Regelung im 11■ercsse der gegen

Krankheit Versich ertcn aber dringend geboten ware In @ 10

Abs„ 1 bis 3 Ver r„OZ ist bestimmt, dass die Leistungen

der Hass nzahnärzte durch eine Gesamtvergütung, die sich

nach einem Kopfpeuschale und der durchschnittlichen Mit—

gliederzahl der Klien richtet, abzugelten sind° Diese Be—

stinnungen finden jedoch nach 5 10 Abs° 5 Vertr.0Z keine

Anwendung auf KKen‚ die eine Zahnklinik unterhalten; in

einem solchen Fall sind im Bcz irks vertrag Bestimmungen

über die den Eics senzahnirzten zu ge„;hrenden Vergütungen

zu treffeno Ier Ces et zgcber war bei Erlass dieser Bestim-

mung deven aus egangen, ch.ss hier di 0 Er rechnung einer

Geezntvergütung einerseits auf die gr ssten Schwierigkeiten

stossen‚ ;neCercreeits be 1 einem star]:en Hechscl der Kassen—

mitglieder zwischen Benutzung der Zahnklinik und Aufsuchen

von frei prektizicrcndcn Kasseenzahnfrzten die Vergütung der

kasscnzahntrztlichen Icistuncen in Form einer Gesamtver-

gütung zu unntglichen Ergebnissen führen würde (vgl° Schmundt

in DOK 1935 So 8619 865; Heller/Kühne9 Zulas sungs— und
Vertragsrecht der Kasse nzahnirzte und Kassendentistcn, 1936

So 28)„ Die Spitzengrcmien der KKen, Kassenzahnerzte und '

Denti sten haben am 8 März 1939 Vereinbarungen zu € 10 Abs° 5
VertroOz abgeschlossen‚ die als Anlage VII den Reichsve rträ—V

gen für Kassenzahnärztc und Kae sendentisten beigefügt

xordcn sind (vom RAM ecke nntgemacht am 12 April 1959 in
den AN 1939 S„ IV? 222 und am 190 März 1940 in den AN 1940

S„ II? 107)„ enach waren die Leistungen der Kassenzahnärzte

„»
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und Kassendentisten nach Einzelleistungen mit Fall—
kostenbegrenzung zu ver güten° Durch — nicht

.
veröffentlicht en —Erlass vom 18 Jenuar 19441 \

(vgl Wicglow/Eoth, Die Kassennerztgebühren9 50 Auflo,

Sterd Juni 1962, so 195) hat der RAMmit Rücksicht
auf die Erfordernisse des Krieges bestimmt, dass auch

in solchen Fällen die Vergütung nach Kopfpeuschale

zu berechnen ist„ Nach diesem Er ass ist auch nach

Beendigung des zweiten Weltkrieges weiter verfahren
werdeno "" " ‘ ' '

Das in 5 10 Abs„ 1 bis 3 Vertr„oz niedergelegte Ver—

gütrrgssystem ist infolge der nach dem zweiten Welt—

rieg veränderten wir schaftlichen Verhältnisse

zunicl_st weitgehend durchbrochen und später fast ganz

aufgehoben worden„ Die auf zentraler Ebene geschlossene

sogera nnte Alsbeeher Vereinbe rung von 14 August 1949

(Wiegltw/Roth, a.a‚0.‚ So 198)-hat die nach der Vertrooz
geltenden Grundlagen für die Berechnung des Kopf—

.
pauschalcs ve11assen° In der Folgezeit sind in einer

Reihe von
Bundesländern die Vergütungssystcme auch

in ihren Grundzügen verändert worden‚ indem die Be—

rechnung der Gesamtvergütung nach Vom—Hundert—Sätzen

der Grundlohnsumme oder nach Einzelleistungen

(zunächst meist mit Einschränkungen durch Fallkosten—
begrenzungen, Korbiditätsklauseln uswo) vereinbart

\ worden ist (vgl° Jantz/Prange, Das gesamte Kassen—
erztrecht, Teil B, 80 25 sowie Anm„ 2 am Ende zu

Artikel 4 5 12 GKAR; Hess/Venter, Handbuch des Kassen—

arztreohts, Band I, So 63)0 Damit hatte 5 10 Vertr„0Z
vielfach schon vor Inkrafttreten des GKAR an praktischer

Bedeutung verloren; er ist durch die tatsächliche

Entuicklung des kassenzehnärztlichen Yertregsrechtsg
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das schon seit jeher durch den Grundsatz der grösstmöglichen

Vertragsfrciheit gekennzeichnet gewesen ist9 überholt werden

(aM Hess/Venter aaO9 S„ 194)0 Der Gesetzgeber hat erst durch
5 368 f EVO (idF des Art° 1 GKAR) dieser ihm vorausgeeilten
Entwicklung der Praxis ?echnung getragen (ebenso Bayerisches

LSG in ZH 1961 So 96 = ÄM 1960 So 1546 ffo)„

Für das Gebiet der Bundesländer Niedersachsen und Bremen

haben der LVOKK und die KZV Niedersachsen durch die Rahmen—

vereinberung vom 130 November 1951 und - wegen der besonderen

Verhältnisse der AOK Wilhelmshaven — diese sowie die KZV Nieder—

sachsen durch den Zusatzvertrag vom 60 März 1952 sich darauf

geeinigt? das Kopfpauschale nicht mehr in der nach 5 10

Abs„ 3 Vertr„oz bestimmten Weise9 nämlich unter Zugrundelegung

der Ausgaben der KK in einem bestimmten Zeitraum sowie deren

' durchschnittlicher Mitgliederzahl in demselben Zeitraum7
.

sondern nach einem Anteil an der Grundlohnsumme zu berechnen„

°ie haben damit das bisherige — durch die Alsbaeher Verein—

barung bereits geänderte — Vergütungssystem aufgegeben und

durch ein neues ersetzte Es bedar daher keiner Erörterung9

ob der RAM durch seinen Erlass vom 18„ Januar 1944 die in

der Anlage VII des Reichsvertrages niedergelegte Vergütungs—

regelung — und damit @ 10 Abs„ 5 Vertrooz — nur zeitweilig

aufgehoben oder endgültig ausser Kraft gesetzt hat„ Durch

die rechtskräftigen Lntscheidungen des Vorprozesses ist

zwar die teilweise Rechtsunwirksamkeit der Vereinbarungen

vom 13„ November 1951 und 60 März 1952 festgestellt werden°

”ies hat aber nicht zur Folge gehabt, dass damit die vorher

geübte Vergütungspraxis wieder aufgelebt ist, denn es war
ersichtlich nach dem insoweit übereinstimmenden Willen

der Vertragspartner die Rückkehr zu der früheren — von
ihnen als unzureichend angesehenen — Vergütungsregelung

keinesfalls gewollt° Die Vertragspartner sind daher

genötigt9 ein neues Vergütungsahkommen zu schliessen„

\- ' ' '‚ -14,'
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Auf eine Vergütung "auf Pauschalbasis" braucht sieh

die Klägerin angesichts der ergangenen rechtskräftigen

Entscheidungen des Vorprozessés allerdings nicht

festlegen zu lassen, Ihrer Meinung, dass somit nur

eine Vergütung nach Einzelleistungen in Frage komme,

es also keiner Vertragsverhandlungen mehr hedürfe,

kann indessen nicht gefolgt werden, Wie % 368 f

Abs„ 3 EVO (idF des Art, 1 GKAR) deutlich macht,
kommt nicht etwa nur die Wahl zwischen der Vergütung

nach Kopfpauschale und nach Einzelleistungen in Frage;

es sind auch noch andere Vergütungssysteme mögliche

Solche hat es in den Rechtsbeziehungen zwischen KKen

und Zahnhehandlern schon von Inkrafttreten der

Vertr„oz gegeben (vgl„ im einzelnen Schraeder,

Lie Rechtsbeziehungen zwischen Kassenzahnärzten,

Kasscndentisten und den Krankenkassen, 1936 S„ 52

bis 49)„ Es verhält sich auch nicht so, dass, wie
die Revision meint, abgesehen von der Vergütung nach

Einzelleistungen alle übrigen Vergütungssysteme nach

ihrem praktischen Ergebnis ein Kopfpauschale dar—

stellten; es wäre dann nicht verständlich, dass in

Vergangenheit und Gegenwart noch andere Vergütungs—

systeme als die nach einem Kopfpauschale oder nach

Einselleistungen angewandt werden sind und werden,

Das LSG hat schliesslich geprüft, was zu geschehen

hätte, falls sich die Beteiligten über eine Berech—

nungsart der Gesamtvergütung nicht einigen sollten„ Es

ist mit Recht zu der Auffassung gelangt, dass die

Beteiligten sich dann an das nach 5 368 i RVO (idF des
Art° 1 GKAR) zuständige Landesschiedsamt wenden

müssten und erst gegen dessen Entscheidung die Gerichte

der Sozialgerichtsbarkeit anrufen könnten, Die nach

dem früher geltenden Vertragsrecht gebildeten

Sehicdsinstanzen, denen zum Teil andere Aufgaben als
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den jetzt tätigen Schiedsämtern zugewiesen waren, habcnihre

Tätigkeit mit Beendigung des zweiten Weltkrieges weitgehend

eingestellt° Hit der abschliessenden Neuregelung des Kassen—

erzt— un Kes senzahne rztreehts durch das GKAR hat der Gesetz-

geber wieder Sehiedse mter eingeführt, ihr Verfahren ist

durch die Schied semtscrdnung vom 280 Mai 1957 geregelt

werden„ Dies schli est aber nicht aus, dass die Schieds—

instenzen neuen Rechts auch ftr die Ente eheidung von Vertrags—

streitigkeiten zuständig sind, die Zeiträume vor Inkraft—

treten des CKAR betreffen o Lech Art° 4 @ 12 Satz 1 GKAR

bleiben die bei Inlreft tt :eten dies es Gesetzes bestehenden

Verträge zwischen KZVen und KKen weiterhin in Kraft„ Begehrt

einer der ”vertrag {ertrer raeh Inlre ittreten des GKAR die

Inderrrg eines solchen e.Lten Ver reges und einigen sich die

Vertregsrertrer nicht, hat das nach 5 368 i RVO nurr ehr

ständige Cehiedsent in Tfitigkeit zu treten° Nichts
anderes kann aber dann gelten9 wenn erst unter der

Herrschaft des neuen Kessenzehnarztrechts über die Rechts—

wirksemkeit eines solchen alten Vertrages ein Streit

zwischen den Vertregspertnern entsteht, zwischen ihnen

zwar
inso„eit Klarheit geschaffen wird9 dass das alte

Vertregssystcm ganz oder teilweise reehtsunwirksem ist7

sie sich aber über eine Ausfüllung der nun bestehenden

Lücken ihres Vertregssystems nicht einigen können„ Dies

ist hier der Fall ‘

Die Revision mar sonaeh als unbegründet zurückzuweiseno

Dem Hilfsantreg der Beklagten, das Verfahren nach “

@ 114 SCG auszusctzen, konnte schon deshalb nicht
entsfrochen werden, weil des Lendcssehiedsamt erst
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tätig werden kann, nachdem die Rechtslage durch

die Entscheidung des erkernenden Senats geklärt

werden ist°

Die Kosterentscheidung beruht auf @ 193 SGG°
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